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D
ie Finanzierungslage der deut-
schen Hochschulmedizin ist
gleichermaßen komplex, un-

übersichtlich und unbefriedigend. Und
dies in mehrfacher Hinsicht. So bezieht
sich die Finanzierung der Hochschul-
medizin auf unterschiedliche Aufgaben:
Zum einen Forschung und Lehre, zum
anderen universitätsmedizinische Kran-
kenversorgung.

Die beteiligten Akteure
Die Finanzierung dieser Aufgaben ist
Sache verschiedener Akteure: Die der
medizinischen Forschung und Lehre,
eingeschlossen der
klinischen, ist An-
gelegenheit des
Staates. Für die
Grundfinanzierung
der Medizinischen
Fakultäten sind im System der dualen
Hochschulfinanzierung die Länder zu-
ständig. Diese hat die Lehre und die
Wettbewerbsfähigkeit der Forscher im
Kampf um Drittmittel sicherzustellen.
Für die avancierten Forschungsaufga-
ben zeichnen Bund und Länder insbe-
sondere über die Drittmittel- und Pro-
grammfinanzierung durch die DFG und
die Ressortforschung verantwortlich.
Zu ihnen gesellen sich außerdem eine

Vielzahl anderer Drittmittelgeber wie
die EU, Stiftungen öffentlicher und pri-
vater Natur sowie private Unterneh-
mungen.

Der Staat ist darüber hinaus ver-
pflichtet, für die Investitionen für Bau-
ten zu Gunsten von Forschung und
Lehre sowie für deren Ausstattung mit
Großgeräten Sorge zu tragen. Hier hat
kürzlich die Förderalismusreform die
Finanzverantwortung maßgeblich auf
die Länder übertragen, dem Bund wer-
den weniger Investitionsaufgaben belas-
sen – nämlich für länderübergreifende
Wissenschaftsaufgaben. Die Reform ist

gegenwärtig allerdings mit dem Makel
belastet, dass der Übertragung der Auf-
gaben auf die Länder nicht auch die
entsprechender Bundesmittel in ausrei-
chendem Umfang gefolgt ist. Ob und
wann die versprochene Förderalismus-
reform II dies nachholt, bleibt abzuwar-
ten.

Die Finanzierung der universitäts-
medizinischen Krankenversorgung ist
wesentlich Aufgabe der Krankenkassen.
Die Verantwortung für die baulichen
Investitionen liegt freilich bei den Län-
dern als Trägern der öffentlich-rechtlich
organisierten Universitätsklinika; im
bislang einzigen Fall der Privatisierung
eines Universitätsklinikums, dem Uni-
versitätsklinikum Gießen-Marburg, ob-
liegt sie dem privaten Betreiber.

Vernachlässigte Hochschul-
medizin

Die Finanzaufgaben sind also, wie man
sieht, auf verschiedene Akteure, insbe-
sondere Land, Bund, Krankenkassen,
verteilt. Diese sind ihrer Verantwortung
jedoch seit einigen Jahren nur sehr un-
zureichend nachgekommen. Sie haben
die Hochschulmedizin, von einer Reihe
von spitzenmedizinischen Hochschul-
einrichtungen abgesehen, ebenso wie
das deutsche Hochschulsystem aufs
Ganze gesehen vernachlässigt. OECD-
Statistiken belegen dies stets aufs Neue.
Ein dramatischer Investitionsstau lastet
gleichermaßen auf Klinikbauten und
solchen für Forschung und Lehre. In-
vestitionen sind notwendig für einen er-
heblichen Modernisierungsschub der
Universitätsklinika, ihre Betriebs- und
der Medizintechnik, aber auch für die
IT-Ausstattung samt der Netzinfrastruk-
tur – die Universitätsklinika als Garan-
ten der Hochleistungsmedizin in
Deutschland haben hier erhebliche Ent-
wicklungsaufgaben zu stemmen, wollen
sie international den Anschluss an die
Spitzennationen halten. Es war letztlich
der Sanierungsstau, der das Land Hes-
sen im Interesse des Erhalts des
Medizinstandortes Gießen die Privati-
sierung des Universitätsklinikums Gie-
ßen-Marburg wagen ließ. Ob und wie
der gewaltige Investitionsstau, bundes-
weit handelt es sich um einen deutlich
zweistelligen Milliardenbetrag, durch
die Länder aufgelöst werden kann, ist
offen – von Ländern wie Hessen und
Nordrhein-Westfalen abgesehen, die
immerhin bauliche Entwicklungspla-
nungen auf Landesebene beschlossen
bzw. in Aussicht gestellt haben. Für die
Betroffenen eine wahrhaft unübersicht-
liche Situation.

Auch die Umstellung der Kranken-
hausfinanzierung hat neue Unsicherhei-
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ten in das System der Hochschulmedizin
getragen. Die Einführung der sogenann-
ten Fallpauschalen zur Finanzierung der
Krankenversorgung stellt die Universi-
tätskliniken vor neue Herausforderun-
gen. Erste Erfahrungen zeigen, dass eine
Reihe von Kliniken die Umstellung auf
das neue Vergütungssystem offenbar
recht gut gemeistert haben. Aber es bleibt
abzuwarten, ob und inwieweit Skeptiker
recht behalten, die den Untergang eini-
ger deutscher Universitätsklinika prog-
nostizieren. Es gilt nämlich dabei auch
zu bedenken, dass ausbleiben-
de Investitionen Universitäts-
klinika ein Überleben dort er-
schweren, wo veraltete Gebäu-
destrukturen und veraltete
technische Anlagen die Kos-
tenstrukturen schwer belasten. Für ein-
zelne Kliniken kann daraus ein nur
schwer aufzulösender kostenmäßiger
Teufelskreis entstehen. Die 2009 anste-
hende Einführung des Gesundheitsfonds
wird auch die Hochschulklinika vor eine
weitere Herausforderung stellen. Wie
sich das auf ihre Leistungskraft auswir-
ken wird, ist ungewiss.

Die wissenschaftlichen
Einrichtungen

Was für die Ausstattung der Universi-
tätsklinika gilt, gilt im Wesentlichen
auch für die wissenschaftlichen Einrich-
tungen der Hochschulmedizin: For-
schung und Lehre sind, wie gesagt, von
einem erheblichen baulichen Sanie-
rungsstau betroffen. Auch die laufende
Mittelausstattung durch die Länder ist
in den letzten Jahren nominal über-
haupt nur wenig  verbessert worden, zu
einem Großteil sind die Landeszufüh-

rungsbeträge schlicht abgesenkt wor-
den. Tarifsteigerungen, inflationsbe-
dingte Mehrkosten, Energiepreiserhö-
hungen führen allerorten zu einem
Wertverfall der Ausstattung aller Uni-
versitätsfächer und damit auch der Hu-
manmedizin. Die im Jahr 2007 vom
Bundesministerium für Bildung und
Forschung und dem Medizinischen Fa-

kultätentag herausgegebene, verdienst-
volle „Landkarte Hochschulmedizin“
weist diesen unbefriedigenden Befund
deutlich aus und lässt immerhin die Di-
mensionen und Tendenzen dieser pre-
kären Entwicklung erkennen. Diese
Landkarte weist allerdings auch gravie-
rende Unterschiede auf, wie die einzel-
nen Länder ihre Hochschulmedizin
grundfinanzieren. Insofern differenziert
sich innerhalb der Bundesrepublik die
Finanzlage der Hochschulmedizin. Wie
viele Mittel für Forschung und Lehre in

den einzelnen Bundeslän-
dern aufgewendet wer-
den, lässt sich allerdings
aufgrund des bisherigen
Datenmaterials noch
nicht präzise genug beant-

worten; darauf ist noch zurückzukom-
men. 

Erste, aber noch nicht ausreichende
Antworten auf die prekäre Situation der
Grundausstattung für Forschung und
Lehre hat die Politik inzwischen gege-
ben: Die Erstattung von Overhead-Mit-
teln im Rahmen der Drittmittelförde-
rung durch die DFG und die EU sind
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hierzu ebenso ein wichtiger Beitrag wie
die Einführung von Studienbeiträgen,
mit denen durchaus wirkungsvoll die
Situation der Lehre verbessert werden
kann. Vom Hochschulpakt 2020 hat die
Humanmedizin allerdings schon des-
halb nichts zu erwarten, weil die dort
bisher gewährten Pauschalen pro Studi-
enplatz bei weitem hinter dem Finanz-
bedarf für einen humanmedizinischen
Studienplatz zurück bleiben. Einzelne
Länder haben deshalb ihre Universitä-
ten ausdrücklich angewiesen, keine zu-
sätzlichen medizinischen Studienplätze
einzurichten. Die Hochschulmedizin
profitiert außerdem
von einer neuen Dyna-
mik, nämlich der Alli-
anzbildung mit staat-
lich finanzierten
Großforschungseinrichtungen, der
Helmholtz-Gemeinschaft, der Fraunho-
fer-Gesellschaft und den Max-Planck-
Instituten – eine Dynamik, die nicht zu-
letzt im Rahmen der Exzellenzinitiative
nachhaltig forciert wurde. Sie schaffen
in beiderseitigem Interesse beträchtli-
che Synergien.

Es bleibt festzuhalten; die Verbesse-
rung der Grundausstattung humanme-
dizinischer Forschung und Lehre muss

ebenso wie Investitionen für Bau, Gerä-
te und Technik auf der Tagesordnung
der Hochschulpolitik bleiben. Ansons-
ten wird man nur relativ wenige Spit-
zenforschungsbereiche über Profilbil-
dungen sichern, nicht aber eine ange-
messene Breite der medizinischen For-
schungslandschaft in Deutschland er-
halten oder weiter ausbauen können.

Trennungsrechnung muss ein-
geführt werden

Freilich, nicht nur die Politik, auch die
Universitäten müssen Versäumtes nach-
holen – Versäumtes, das aus der Erb-

schaft und der Tradition der Ära rührt,
in der die Universitätsklinika einen
nicht weiter geschiedenen Landeszu-
schuss sowohl für Zwecke von For-
schung und Lehre als auch für Träger-
aufgaben erhalten haben. Nach der Auf-
teilung dieser Budgets wurde so die
Trennungsrechnung und damit der
Nachweis ihres zweckgerechten Einsat-
zes unabweisbar. Die Universitäten ha-
ben sich darum allerdings bislang viel

zu wenig gekümmert. Folge ist, dass die
Universitäten und die Medizinfakultä-
ten eben nicht präzise wissen, ob ihre
Mittel auch tatsächlich für Zwecke der
Forschung und Lehre verwendet wer-
den. Die Politik, auch soweit sie in den
Aufsichtsräten der Universitätsklinika
vertreten ist, interessiert sich erstaunli-
cherweise kaum für Transparenz und fi-
nanzielle Wahrheit, obgleich von dieser
Klärung abhängt, ob die Jahresberichte
tatsächlich die wirtschaftliche Lage ei-
ner Klinik zutreffend wiedergeben. Der
Wissenschaftsrat mahnt seit langer Zeit
die Trennungsrechnung an und hat
kürzlich deren Dringlichkeit betont:
Das von der EU geschaffene Verbot
staatlicher Beihilfen auch für die im
Wettbewerb stehende universitätsmedi-
zinische Krankenversorgung gebiete zur
Vermeidung von Sanktionen eine valide
Trennungsrechnung. Außerdem sei die-
se Voraussetzung, eine Vollkostenrech-
nung für die Durchführung von For-
schungsprojekten zu erstellen, um einen
angemessenen Overhead bei Drittmit-
tel- und Projektförderungen der EU be-
anspruchen zu können. Es ist nun
höchste Zeit, dass sich die Universitäten
unangreifbar machen sowie die Vorteile
aus einer auf der Trennungsrechnung
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»Vom Hochschulpakt 2020 hat die
Humanmedizin nichts zu erwarten.«
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basierenden Vollkostenrechnung erlan-
gen. Im Übrigen sind erst bei einer auf-
gabengerechten Zuordnung der Auf-
wendungen Kosten- und Leistungsrech-
nungen möglich, aus denen sich valide
Schlüsse für die Leistungskraft der Fa-
kultät wie auch Fragen der Allokations-
wirkungen der Budgets für Forschung
und Lehre gezogen werden können.

Kostentransparenz
sichert mehr Mittel

Und zu guter Letzt, die Herstel-
lung von Kostentransparenz
wird, wenn nicht alle Zeichen
trügen, den Universitäten und ihren
Medizinfakultäten mehr Mittel sichern.
Wie das gehen kann, sei hier wenigstens
kurz skizziert. Nachdem die Universitä-
ten und ihre Fakultäten prinzipiell die
Budgethoheit von den meisten Gesetz-
gebern erhalten haben, gilt es, Leis-
tungsvereinbarungen mit den Klinika
abzuschließen. Darin sind die Leis-
tungsarten und Leistungsmengen, die
die Fakultät von dem Klinikum bezieht,
festzulegen und zu bepreisen. Auf diese
Weise gewinnen Universität und Fakul-

tät die Bestellhoheit zurück, die aus-
schließt, dass – wie häufig bei nachlau-
fender Trennungsrechnung, die also erst
nach Abschluss eines Jahres die Auf-
wendungen zuordnet, geschehen – die
Fakultäten zwangsweise zu Leistungen
herangezogen werden, die sie mögli-
cherweise weder wollen noch sich leis-
ten können. Hinzu treten muss ein

wirksames Controlling von Universität
und Fakultät, mit dem der Einsatz so-
wohl der Personal- wie auch der Sach-
mittel nachvollzogen und gesteuert wer-
den kann, etwa die Einsatzzeiten des
wissenschaftlichen Personals für die
Lehre sowie ihre Forschungsaufgaben. 

Das Beispiel Gießen-Marburg
Dass ein solcher Weg möglich ist, stel-
len inzwischen die Universitäten Gie-
ßen und Marburg unter Beweis. Zuge-
geben, die Erarbeitung von detaillierten

Leistungsvereinbarungen ist aufwändig.
Doch diesen Aufwand einmal geleistet
zu haben, sichert den Universitäten und
ihren Fakultäten nicht unerhebliche
Mittel. Das belastet zunächst das Uni-
versitätsklinikum, wird es aber, wie Er-
fahrungen zeigen, zu bislang unterlasse-
nen Reformen motivieren. Apropos:
Sollte die Transparenzgewinnung tat-

sächlich einmal zu dem Er-
gebnis führen, dass ein Uni-
versitätsklinikum seine Fakul-
tät „subventioniert“, so sollte
das Klinikum diesen Sachver-
halt postwendend als Dritt-

mittelsachverhalt offenlegen und sollte
als Förderung der Wissenschaft aner-
kannt werden. Werden nämlich Dritt-
mittelzuflüsse verschwiegen, haben die
davon betroffenen Fakultäten und Uni-
versitäten im Hinblick auf die Refinan-
zierungsrelevanz von Drittmitteln
durch die Länder Nachteile im Verhält-
nis zu anderen Hochschulen zu erlei-
den. Das wird ein Universitätsklinikum
„seiner“ Fakultät sicher nicht antun
wollen…
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»Die Verbesserung der Grundausstat-
tung muss auf der Tagesordnung der
Hochschulpolitik bleiben.«

Alfried Krupp von Bohlen

und Halbach-Stiftung

Die Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung verleiht im Jahr 2009 zum dreißigsten Mal den

Alfried Krupp-Förderpreis für junge Hochschullehrer
Mit der Verleihung des Preises wird eine Förderung in Form von Personal- und Sachmitteln in Höhe von 1 Mio. t, verteilt auf fünf

Jahre, gewährt.

Das Förderangebot richtet sich an Natur- und Ingenieurwissenschaftler, deren Befähigung zu Forschung und Lehre durch die Erst-

berufung auf eine zeitlich unbefristete oder befristete Professur (bisherige C3-Berufung oder Erstberufung auf eine W2- oder 

W3-Professur) an einer wissenschaftlichen Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland bestätigt worden ist. Sie sollten nicht 

älter als 38 Jahre sein. Inhaber einer Juniorprofessur können nicht vorgeschlagen werden.

Kandidaten können von Einzelpersonen, von wissenschaftlichen Hochschulen und von Forschungsinstitutionen in der Bundesrepublik

Deutschland vorgeschlagen werden. Selbstbewerbungen sind ausgeschlossen.

Vorschläge müssen schriftlich bis zum 27. Februar 2009 an die Stiftung gerichtet werden und die folgenden Angaben enthalten:

Curriculum Vitae • wissenschaftlicher Werdegang und bisher ausgeübte berufliche Tätigkeit des Kandidaten • Alter zum Zeitpunkt

der Erstberufung auf eine Professur an einer wissenschaftlichen Hochschule • Angaben zur Ausstattung der aktuellen Professur mit

Personal- und Sachmitteln • Publikationsliste • Referenzen • zwei Vorschlagsgutachten

Für den Kandidatenvorschlag muß das hierfür bei der Stiftung erhältliche Formular verwendet werden. Das Formular sowie die Richtlinien

sind über die Homepage der Stiftung unter www.krupp-stiftung.de abrufbar.

Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung

Postfach 23 02 45, 45070 Essen

Telefon: (02 01) 1 88-48 09, Telefax: (02 01) 41 25 87

E-Mail: akf@krupp-stiftung.de
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